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	Bezugnehmende Tenorziffer bzw. sonstige Anmerkungen

	Stellungnahme einfügen

	Zusammenfassung
	Aus Sicht des BDEW sind insbesondere folgende Punkte zu berücksichtigen:

· Die bereits umgesetzte Beschränkung des L-Gas-Orderbuchs und die angekündigte Reduzierung von L-Gas-Entry-Kapazitäten sollten bei der Bewertung berücksichtigt werden. Die bisher beobachtete Kostenentwicklung deutet teilweise auf eine Wirkung der Maßnahmen hin, wobei die negativen Gaspreise im L-Gas-Verkauf die Herausforderungen bei der Regelenergiebeschaffung in einem immer weiter schrumpfenden L-Gasmarkt unterstreichen. 
· Die regulatorische Möglichkeit zur Erhebung eines Konvertierungsentgelts in Richtung L-Gas nach H-Gas kann angesichts der verbleibenden Unsicherheiten sinnvoll sein. Das Entgelt sollte jedoch nur erhoben werden, wenn die bereits ergriffenen Maßnahmen nicht ausreichen.
· Das Konvertierungsentgelt muss einfach, transparent und für die Marktteilnehmer planbar ausgestaltet werden. Eine unnötige Komplexität ist angesichts der kurzen verbleibenden Laufzeit des Konvertierungssystems zu vermeiden.
· Für beide Konvertierungsrichtungen sollte eine einheitliche Obergrenze von 0,45 Euro/MWh gelten. Eine gleichlaufende Ausgestaltung bedeutet jedoch nicht, dass die tatsächlich festgelegten Entgelte in beiden Richtungen identisch sein müssen.
· Mit Einführung des Konvertierungsentgelts in Richtung L-Gas nach H-Gas im April 2027 sollte dem MGV auch die Möglichkeit gegeben werden, die Konvertierungsumlage anzupassen, damit die Entgelte in beide Richtungen und die Umlage kongruent zusammen gedacht werden können. Die Veröffentlichung sollte frühzeitig und spätestens 6 Wochen vor dem 1. April 2027 erfolgen. Dies ist sachgerecht, da sich prognostizierte Einnahmen aus der Konvertierungsumlage und den Konvertierungsentgelten ergänzen. 
· Die Überführung eines verbleibenden Saldos des Konvertierungskontos in das Umlagesystem nach GaBi Gas ist nicht sachgerecht. Überschüsse müssen den Marktteilnehmern zugutekommen, die das Konvertierungssystem finanziert haben. Die Rückvergütung entsprechend der tatsächlich geleisteten Zahlungen ist der sachgerechte Umgang mit den zuviel entrichteten Umlage- bzw. Entgeltzahlungen. 
· Die Erhebung der Konvertierungsumlage an Gasspeichern führt zu einer nicht sachgerechten Doppelbelastung der eingespeicherten Gasmengen und ist zudem ein relevanter Kostenfaktor, der die marktliche Speichernutzung hemmt. Es gilt daher, diese zusätzliche Kostenbelastung an Gasspeichern schnellstmöglich abzubauen. 

	Vorbemerkung
	Der BDEW bedankt sich für die Möglichkeit, im Rahmen des Festlegungsverfahrens „KONNI 2.1“ zur geplanten Änderung des Konvertierungssystems in qualitätsübergreifenden Gasmarktgebieten Stellung nehmen zu können.
Das Konvertierungssystem wurde eingeführt, um den qualitätsübergreifenden Handel und Transport von Gas innerhalb des deutschen Marktgebiets abbilden zu können. Dies war notwendig, damit die durch die bilanzielle Konvertierung entstehenden physischen Ungleichgewichte durch den Marktgebietsverantwortlichen ausgeglichen werden können. Die hieraus nach etwaiger Erhebung eines Konvertierungsentgelts verbleibenden Kosten werden über die Konvertierungsumlage auf die Marktteilnehmer verteilt.

Die in den vergangenen Jahren deutlich gestiegenen bilanziellen Konvertierungsmengen in Richtung L-Gas nach H-Gas haben zu erheblichen Konvertierungs- und Regelenergiekosten geführt. Der BDEW teilt daher das Ziel, Fehlanreize zu begrenzen, Konvertierungskosten zu reduzieren und eine möglichst verursachungsgerechte Kostenverteilung zu gewährleisten. Die Markteingriffe müssen jedoch verhältnismäßig sein und sollten die Netznutzer nicht aufgrund des Verhaltens einzelner bestrafen. 

	I. Notwendigkeit der Anpassung des Konvertierungssystems

Anmerkungen zu:
1. Ergriffene Maßnahmen
2. Möglichkeiten zur Entgelterhebung
	[bookmark: _Toc236841271][bookmark: _Toc236841538][bookmark: _Toc237883244]Ergriffene Maßnahmen
Die Anpassung des Konvertierungssystems erfolgt aus Sicht des BDEW sehr spät. Die Entwicklung hoher Konvertierungsmengen und Konvertierungskosten war bereits seit längerer Zeit erkennbar, sollte ihren Zenit jedoch bereits überschritten haben. Die geplante Anwendung ab 2027 führt dazu, dass das Instrument voraussichtlich nur noch für einen vergleichsweise kurzen Zeitraum bis zum Abschluss der L-Gas-Marktraumumstellung zum Einsatz kommt. Die kurze Restlaufzeit spricht dafür, Änderungen auf das Notwendige zu beschränken und das System so einfach wie möglich auszugestalten. 
Mit der in der Kooperationsvereinbarung beschlossenen Beschränkung der Nutzung des L-Gas-Orderbuchs und der angekündigten Anpassung des Kapazitätsangebots wurden bereits Maßnahmen ergriffen, die auf die Ursachen der hohen Konvertierungskosten wirken sollen. 
[bookmark: _Toc236841272][bookmark: _Toc236841539][bookmark: _Toc237883245]Möglichkeit zur Entgelterhebung
Die seit dem Frühjahr beobachtete Entwicklung deutet darauf hin, dass die ergriffenen Maßnahmen in den letzten Monaten zu einer Verringerung der Konvertierungskosten beigetragen haben. Unklar ist jedoch, wie diese sich in den Sommer-/Herbstmonaten entwickeln. Die Wirkung der Anpassung des Kapazitätsangebots kann ebenfalls erst nach ihrer Umsetzung belastbar bewertet werden. Grundsätzlich ist es sinnvoll, dem Marktgebietsverantwortlichen die Möglichkeit zur Erhebung eines Konvertierungsentgelts in Richtung L-Gas nach H-Gas einzuräumen. Damit steht für den Fall erneut steigender Konvertierungsmengen ein zusätzliches Kostenallokationsinstrument zur Verfügung. Die tatsächliche Erhebung des Konvertierungsentgelts sollte jedoch nur nach Bedarf erfolgen. Es ist darauf hinzuweisen, dass die Möglichkeit, ein Konvertierungsentgelt in beiden Richtungen erheben zu können, nicht bedeutet, dass auch tatsächlich immer ein Entgelt erhoben werden sollte. Das Konvertierungsentgelt sollte nur dann erhoben werden, wenn die sonstigen Maßnahmen nicht ausreichen die Kosten im Griff zu halten und eine Erhebung aufgrund der aktuellen und erwarteten Marktentwicklung erforderlich ist.


	II. Einführung eines Konvertierungsentgelts L- nach H

Anmerkungen zu:
1. Statische und anreizorientierte Ausgestaltung
2. Rumpfzeitraum April bis September 2027
3. Entgeltobergrenze
4. Saisonale Differenzierung
	[bookmark: _Toc236841274][bookmark: _Toc236841541][bookmark: _Toc237883247]Statische und anreizorientierte Ausgestaltung
Das Konvertierungsentgelt kann wesentlich dazu beitragen, die Konvertierungskosten verursachungsgerecht zu allokieren. 
Der BDEW unterstützt grundsätzlich eine statische und anreizorientierte Ausgestaltung des Konvertierungsentgelts.
Ein nachträglich bestimmtes oder kurzfristig veränderliches Entgelt würde erhebliche Unsicherheiten für die Marktteilnehmer schaffen. Die mit dem Konvertierungssystem verbundenen Kosten müssen in Lieferverträgen berücksichtigt werden können. Dies setzt voraus, dass das Konvertierungsentgelt vor Beginn des jeweiligen Geltungszeitraums feststeht. Das Entgelt sollte daher grundsätzlich für zwölf Monate festgelegt werden. Eine unterjährige Anpassung sollte nur in eng begrenzten und klar definierten Ausnahmefällen zulässig sein. Die Berechnungsmethode, die verwendeten Indikatoren und deren Gewichtung müssen transparent veröffentlicht werden. Die Marktteilnehmer müssen nachvollziehen können, wie sich die konkrete Entgelthöhe aus den zugrunde gelegten Daten und Annahmen ergibt.

[bookmark: _Toc236841275][bookmark: _Toc236841542][bookmark: _Toc237883248]Rumpfzeitraum April bis September 2027

Die geplante Einführung zum 1. April 2027 führt zu einem ersten Geltungszeitraum von sechs Monaten. Dieser Rumpfzeitraum fällt in eine bereits laufende Umlageperiode. Der BDEW erkennt an, dass gerade die Sommermonate für die Konvertierung in Richtung L-Gas nach H-Gas von besonderer Bedeutung sein können. Mit Einführung bzw. Anpassung des Konvertierungsentgelts zum 1. April 2027 sollte dem Marktgebietsverantwortlichen daher auch eine entsprechende Anpassung der Konvertierungsumlage ermöglicht werden. Konvertierungsentgelt und Konvertierungsumlage sind kongruent zu berücksichtigen. 
Die konkrete Höhe des Konvertierungsentgelts sowie sämtliche für den Rumpfzeitraum geltenden Faktoren müssen so früh wie möglich spätestens jedoch sechs Wochen vor Anwendung veröffentlicht werden. Eine spätere Festlegung würde die Planungssicherheit erheblich beeinträchtigen und den Marktteilnehmern keine ausreichende Umsetzungszeit lassen.

[bookmark: _Toc236841276][bookmark: _Toc236841543][bookmark: _Toc237883249]Entgeltobergrenze

Der BDEW unterstützt die Beibehaltung einer Entgeltobergrenze. Sie stellt sicher, dass der qualitätsübergreifende Handel auch bei angespannten Marktbedingungen grundsätzlich möglich bleibt und die bilanzielle Konvertierung nicht faktisch ausgeschlossen wird.
Für beide Konvertierungsrichtungen sollte eine einheitliche Obergrenze von  0,45 Euro/MWh gelten. Die tatsächliche Höhe der Entgelte muss dagegen weiterhin richtungsspezifisch anhand der jeweiligen Marktsituation bestimmt werden. Die Bundesnetzagentur sollte konkretisieren, was sie sich außerdem unter einem Gleichlauf vorstellt.

[bookmark: _Toc236841277][bookmark: _Toc236841544][bookmark: _Toc237883250]Saisonale Differenzierung einfach halten

Der BDEW kann nachvollziehen, dass das Verhältnis zwischen verfügbaren L-Gas-Entry-Kapazitäten und dem tatsächlichen L-Gas-Absatz saisonal unterschiedlich ausfällt. Eine saisonale Differenzierung des Entgelts ist damit jedoch nicht sachgerecht begründbar. Das Ziel der Konvertierung ist es, die physikalischen Netzrestriktionen im qualitätsübergreifenden Marktgebiet managen zu können und die Kosten der Umwandlungsdienstleistung verrechnen zu können. Eine saisonale Differenzierung würde das Ziel der Marktintegration von L- und H-Gas zuwiderlaufen, da das Konvertierungsentgelt dann selbst zum Arbitrageobjekt werden könnte. Es geht nicht um die Frage „Wann konvertiert wird?“ sondern „Wer verursacht die Notwendigkeit zur Konvertierung und die daraus entstehenden Kosten?“ 

	Anmerkungen zur Konvertierungsumlage an Gasspeichern
	Während das Konvertierungsentgelt mit seiner Anreizwirkung grundsätzlich auf das Verursacherprinzip abstellt, dient die Konvertierungsumlage der Deckung der verbleibenden Kosten des Konvertierungssystems bzw. dem Ausgleich des Konvertierungskontos. Da die Konvertierungsumlage nicht an die tatsächliche Inanspruchnahme von Konvertierung gekoppelt ist, sondern auf sämtliche Entry-Mengen in das Marktgebiet erhoben wird, werden somit auch Marktteilnehmer belastet, die keinen Konvertierungsbedarf verursachen. Die Umlage weist daher den Charakter einer gewissen Quersubventionierung zwischen den Marktteilnehmern auf und bewirkt eine Sozialisierung der verbleibenden Konvertierungskosten innerhalb des Marktgebiets. 

Der BDEW bekräftigt daher seine bereits im Jahr 2016 vertretene Position, dass die Erhebung einer Umlage auf die aus Gasspeichern in das Netz eingespeisten Mengen nicht sachgerecht ist, da die in Speichern eingelagerten Gasmengen aktuell doppelt mit der Umlage belastet und damit überproportional an der Sozialisierung der verbleibenden Konvertierungskosten beteiligt werden. Die doppelte Belastung der in inländischen Speichern zwischengespeicherten Gasmengen stellt auch einen Wettbewerbsnachteil der deutschen Gasspeicher gegenüber Speichern im benachbarten Ausland dar, deren ausgespeicherte Gasmengen nur einmal - nämlich beim Import in das deutsche Marktgebiet - mit der Umlage belastet werden.

Die Konvertierungsumlage stellt somit einen relevanten Kostenfaktor der Speichernutzung dar und ist zur Hürde für die marktliche Buchung und Befüllung geworden. Der Entfall der Konvertierungsumlage von aktuell 0,18 Euro/MWh ist, gerade bei den aktuell niedrigen oder sogar negativen Sommer/Winter-Spreads, ein nicht unerheblicher Hebel, um solche Hürden abzubauen und die marktliche Speichernutzung zu stärken. 

Eine zusätzliche Belastung der Speichernutzung steht zudem im Widerspruch zu den systemischen Funktionen von Gasspeichern. Neben dem Handelswert der saisonalen und kurzfristigen Flexibilität tragen sie zur Versorgungssicherheit und zur Systemstabilität wesentlich bei. 
Die Festlegung sollte daher die Erhebung der Konvertierungsumlage an Gasspeichern, idealerweise umgehend, beenden. 

	III. Anpassungen des Ausschüttungsmechanismus und Evaluierungspflicht

	Der BDEW lehnt den Vorschlag ab, einen nach Ende des Konvertierungssystems verbleibenden Saldo des Konvertierungskontos pauschal in das Umlagesystem nach GaBi Gas zu überführen. Die Konvertierungsumlage und die Bilanzierungsumlagen werden auf unterschiedlichen Grundlagen erhoben und treffen unterschiedliche Gruppen von Marktteilnehmern. Eine Überführung in das GaBi-Gas-System würde daher nicht sicherstellen, dass diejenigen Marktteilnehmer entlastet werden, die zuvor das Konvertierungssystem finanziert haben.

Vor allem Marktteilnehmer, die über Entry-Mengen zur Finanzierung des Konvertierungskontos beigetragen haben, würden bei einer Rückführung über Exit-Mengen nicht in gleicher Weise berücksichtigt. Eine bloße Umbuchung des Saldos von einem Umlagesystem in ein anderes wäre daher weder verursachungsgerecht noch diskriminierungsfrei. 
Positive Salden des Konvertierungskontos müssen den Marktteilnehmern zugutekommen, die die entsprechenden Mittel über Konvertierungsumlage aufgebracht haben. Eine Rückvergütung sollte anhand der von den einzelnen Bilanzkreisverantwortlichen tatsächlich gezahlten Beträge erfolgen. Der Betrachtungszeitraum sollte ganze Gaswirtschaftsjahre umfassen und so weit zurückreichen, bis die Summe der berücksichtigten Umlagezahlungen mindestens den auszuschüttenden Saldo erreicht. Ein solcher Mechanismus ist zwar administrativ aufwendiger, gewährleistet jedoch eine möglichst genaue, faire und anteilige Zuordnung. 

Alternativ wäre die Ausschüttung des verbleibenden Saldos des Konvertierungskontos über eine negative Konvertierungsumlage denkbar. Dazu wäre es erforderlich, dem Marktgebietsverantwortlichen zu ermöglichen, die Konvertierungsumlage auch mit einem negativen Wert festzulegen. Auf diese Weise könnten Überschüsse über denselben Mechanismus einer Umlage zurückgeführt werden, über den sie zuvor erhoben wurden. Durch den vollständigen Abbau des Liquiditätspuffers bis zur letzten Periode soll sichergestellt werden, dass ein verbleibender Endsaldo eindeutig den Zahlungen aus der letzten Abrechnungsperiode zugeordnet werden kann. Auch bei einem vollständigen Abbau des Liquiditätspuffers gewährleistet eine negative Konvertierungsumlage jedoch nicht in jedem Fall eine verursachungsgerechte Rückführung. Der verbleibende Saldo des Konvertierungskontos kann aus der Konvertierungsumlage stammen, während eine negative Umlage die Mittel allein nach der Umlagesystematik zurückverteilen würde. Die Abwicklung über eine negative Umlage bringt ein aus der Prognose der Mengen herrührendes Risiko eines gegebenenfalls großen Restbetrages auf dem Konvertierungskonto (negativ oder positiv) mit, dessen Umgang erneut geregelt sein müsste.

Da sich eine Änderung der Abrechnungsgrundlage auch auf Jahre hinweg nicht ausschließen lässt, wie z.B. Folgen von Gerichtsprozessen, sollten etwaige nach einem zu definierenden Stichtag entstehenden oder verbleibenden Restbeträge (positiv wie negativ) in die GaBi-Umlagekonten überführt werden können. 

	Anmerkungen zu Evaluierungs- und Transparenzpflichten
	Der BDEW erkennt an, dass der Marktgebietsverantwortliche bei der Kalkulation Unsicherheiten und Liquiditätsrisiken berücksichtigen muss. Dies darf jedoch nicht zu einer dauerhaft übervorsichtigen Bemessung führen, bei der erhebliche Mittel auf dem Konvertierungskonto gebunden werden. Aus der Verfahrenseinleitung wird nicht abschließend deutlich, welche konkrete Evaluierungspflicht künftig entfallen oder ersetzt werden soll. Dies sollte klar definiert werden.
Die kurze verbleibende Laufzeit des Konvertierungssystems kann eine Verschlankung der Berichterstattung rechtfertigen. Sie rechtfertigt jedoch keinen Verzicht auf die inhaltliche Prüfung und Begründung. Die bestehenden Veröffentlichungs- und Transparenzpflichten müssen uneingeschränkt erhalten bleiben. 


	Fazit
	Der BDEW erkennt an, dass die Entwicklung der bilanziellen Konvertierung in Richtung L-Gas nach H-Gas und die daraus resultierenden Kosten eine Überprüfung des bestehenden Konvertierungssystems erforderlich machen. Die Möglichkeit zur Einführung eines Konvertierungsentgelts ist ein sinnvolles zusätzliches Instrument. 

Die Ausgestaltung muss einfach, transparent und planbar sein; nichtzuletzt aufgrund der kurzen verbleibenden Laufzeit des Systems. Besonders wichtig sind eine klare Regelung des Rumpfzeitraums, eine einheitliche Entgeltobergrenze, die Vermeidung doppelter bzw. überproportionaler Kostendeckung sowie die frühzeitige Veröffentlichung sämtlicher Entgeltparameter.

Die Erhebung der Konvertierungsumlage an Gasspeichern ist, idealerweise umgehend, zu beenden. 
Die Überführung verbleibender Salden in das GaBi-Gas-Umlagesystem lehnt der BDEW ab. Die Rückführung muss spiegelbildlich an die Marktteilnehmer erfolgen, die das Konvertierungssystem finanziert haben. 




